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Die(Jugend−)Kri minalität
ist starkangestiegen.

Diesen Eindruckvermittelt
die Polizeistatistik, die der
Innenminister Anfang April
vorgestellt hat. Doch was

sagen dieseZahlen
wirklich aus?

Donnerstagmorgen, gegen
7.45 Uhr, ein Polizist befestigt
ein Absperrgitter am Hinteraus-
gang des Arbed−Gebäudes. Der
Sitz des weltgrößten Stahlkon-
zerns Arcelor ist weiträumig ab-
geriegelt, Polizeiwagen an jeder
Ecke, drei belgische Wasserwer-
fer und mehrere gepanzerte
Räumfahrzeuge wartenauf ihren
Einsatz. Spezialeinheiten rüsten
sich mit Schlagstock und Helm
gegen geschätzte mehrere hun-
dert StahlarbeiterInnen, die in
Luxemburg erneut gegen die
Schließung von Stahlstandorten
protestieren wollen. Die Kulisse
wirkt martialisch, dieluxembur-
gische Polizei demonstriert −
nach denEinsätzenauf denFrie-
densdemonstrationen und den
Hausdurchsuchungen − einmal
mehr Stärke.
Liest man dazu die jüngsten

Zahlen zur Kri minalität in Lu-
xemburg, dann scheint die Be-
völkerung in Luxemburg nicht
nur Groß−Demonstrationen zu
"fürchten" zu haben. Die Kri mi-
nalität hat i mvergangenen Jahr
signifikant zugenommen: um15
Prozent von 22.646 auf 26.046
Delikte. Schuld an dieser rasan-
tenEntwicklungsollenvor allem
Jugendlichesein. Von12.000 Tat-
verdächtigen sei mehr als ein
Viertel (4.533) unter 25 Jahre alt
gewesen.
"Le niveau d'insécurité a aug-
menté de façon importante et
(...) Le Grand−Duché se rappro-
che de plus en plus de ses
voisins européens ence qui con-

cerne la cri minalité", resümiert
der Quotidien das vomInnenmi-
nister Michel Wolter und dem
Generaldirektor der Polizei, Pier-
re Reuland, vorgestellte Daten-
material.
Die LSAP bläst ins gleiche

Horn und attackierte wenige Ta-
ge später die Sicherheitspolitik
der jetzigen Regierung scharf.
Der Anstieg der Straftatenin Lu-
xemburg sei inzwischen rekord-
verdächtig, kritisierte der LSAP−
Abgeordnete Alex Bodry gegen-
über der woxx und machte vor
allemdenJustizminister für die-
se Entwicklungverantwortlich.

Miserable Datenlage
Von Politikern und Presse

kaumbeachtet, bleibt allerdings
die Frage nach der Aussagekraft
der polizeilichen Kri minalstatis-
tik (PKS). Diese ist äußerst be-
grenzt, wie ExpertInnen inner-
halb und außerhalb der Polizei
wissen. Denn bei der registrier-
ten Kri minalität handelt es sich
zunächst einmal lediglich um
mutmaßliche StraftäterInnen −
und da wiederumauch nur um
jene, die der Polizei bekannt
werden. Nicht umsonst spre-
chen seriöse Fachleute deshalb
lieber von einer Tatverdächti-
gen−Statistik und warnen da-
vor, polizeiliche Anfangsver-
dächtigungen zum wirklichen
Kri minalitätsgeschehen hoch zu
stilisieren.
Wer überprüfen will, wie viele

der Tatverdächtigen tatsächlich
verurteilt werden, landet baldin
einer Sackgasse. Der sonst übli-
che Vergleichzwischen PKS und
Strafverfolgungsstatistik, also
über die tatsächlich Abgeurteil-
ten, erweist sich in Luxemburg
als unmöglich.
"Ich habe nie eine solche Sta-

tistik gesehen", sagt kein Gerin-
gerer als der General−Staatsan-
walt Robert Biever gegenüber
der woxx. Der sollte es wissen.
Inder Tatist auchauf Nachfrage
bei m Justizministerium das ge-
wünschte Datenmaterial nicht
aufzutreiben. Der stattdessen
zugesandte Tätigkeitsbericht
der Justiz gibt zwar Auskünfte
über die Anzahl der gesproche-
nen Urteile der verschiedenen
regionalen Strafgerichte, doch
die Tabellen sind völlig unüber-
sichtlich gestaltet und zudem
unterschiedlich genau aufge-
schlüsselt.
Auch das Statec−Datenmate-

rial lässt Fragen zur Vergleich-
barkeit offen. Die Zahl der Straf-
urteile für das Jahr 2000/2001
(rund 3.080 Fälle) lässt aber zu-
mindest eines erahnen: Nur ein
Bruchteil der polizeilich regist-
rierten Straftaten wird abgeur-
teilt. Warumviele Fälle nicht bis
zur Verurteilung gelangen, ob
dies inerster Linie auf den aku-
ten Personalmangel in der Straf-
justiz zurückzuführenist, bleibt
ebenfalls unklar. Auch für
Luxemburg gilt - zumindest für
die Öffentlichkeit - die Feststel-
lungeiner Mitarbeiterindes bay-
rischen Landeskri minalamtes,
dass die "Ausfilterungsebene
der Staatsanwaltschaft i mmer
noch weitgehend eine black box
ist".
Der Zahlenmurks geht noch

weiter. Auch die Behauptung,
die Jugendkri minalität sei stark

angestiegen, muss hinterfragt
werden. AlsinDeutschlandEnde
der 90er Jahre Polizei, Politik
und vor allemdie Medienaufge-
regt über eine dramatische Zu-
nahme von delinquenten Ju-
gendlichen berichteten, führte
das Kri minologische For-
schungsinstitut Niedersachsen
drei Untersuchungen zum The-
maJugendgewalt durch. Die aus
Repräsentativbefragungen, Ak-
tenanalysen und Polizei− und
Justizstatistiken bestehende Un-
tersuchung ergab, dass die in
der PKS festgestellte, mehr als
dreifache Erhöhung der Gewalt-
kri minalität von Kindern undJu-
gendlichen − neben einem Zu-
wachs eben dieser Bevölke-
rungsgruppe− zu einemwesent-
lichenTeil auf einemgeänderten
Anzeigeverhalten in der Bevöl-
kerung basierte. Das heißt,
durch mehr Anzeigen wurde le-
diglich ein bisher verborgener
Teil des sogenannten Dunkelfel-
des in das "Hellfeld" überführt.
Die durchschnittliche Tatschwe-
re aber war seit 1990 stark zu-
rückgegangen.

Mehr Anzeigen?
Wer weiß, dass in Luxemburg

in den vergangenen zwei Jahren
das Polizei−Personal umrund 20
Prozent aufgestockt wurde, und
dies insbesondere bei der Dro-
genfahndung, wem zudem be-
kanntist, dass Drogendelikte als
typische Jugenddelikte gelten
und die Polizei darüber hinaus
mittels Informationsmeetings in
Altersheimen die Bevölkerung
verstärkt für Sicherheitsfragen
sensibilisiert − den/die wird die
gestiegene Jugenddelinquenz
kaumverwundern.
"Auf jedenFall haben die Zah-

len etwas mit der Personalsitua-
tion zutun", bestätigt René Lin-
denlaub, Chef der polizeilichen
Statistikabteilung. "Je mehr wir
Präsenz auf der Straße zeigen,
desto mehr bekommen wir auch
mit." Der Chef der polizeilichen
Statistikabteilung verweist auch
auf deni mHerbst 2001 erstmalig
in den Regionen eingerichteten
24−Stunden−Dienst. In Diekirch
sei zudem eine Drogensektion
mit zwei Ermittlerneröffnet wor-
den. Als Folge der personellen
Verstärkung gerät die "kleine"
und "mittlere Kri minalität" i m-
mer stärker in den Blick− nicht
nur bei den OrdnungshüterIn-
nen, sondernauchbei der Bevöl-
kerung.
Wenigeri mVisier hat die Poli-

zei dafür die Wirtschaftskri mina-
lität. Die geplanten 20 zusätzli-
chen Posten bei m zuständigen
"Service de la police judiciaire"
sindnur ein Tropfenauf denhei-
ßen Stein. Und der akute Exper-
tenmangel findet seine Fortset-
zungbei den Gerichten. Entspre-
chende, alle Jahre i m ministeri-
ellen Tätigkeitsbericht wieder-
holte Warnungenseitens der Ge-
neralstaatsanwaltschaft vor ei-
ner Schieflage bei der Aufarbei-
tung von Gerichtsfällen (mit re-
lativ schnellen Urteilen bei klei-
nen Delikten und schleppenden
Verfahren bei aufwändigeren
Straf− und insbesondere Wirt-
schaftssachen) haben bisher
kaumetwas gefruchtet.
Derweil verschärft der

Rechtsstaat seine Präsenz auf
derStraße weiter: Bei Ausschrei-
tungen auf der Stahlarbei-
terInnen−Demosetzte die Polizei
Wasserwerfer gegen die Protes-
tierenden ein, es soll mindes-
tens vier Verhaftungen gegeben
haben.

Ines Kurschat

Vorerst keininternationalesInsolvenzrecht
Das geplante I nsolvenzrecht für überschuldete Staaten
schei nt vorerst gescheitert. Nachdem i m vergangenen
Jahr die Fi nanzwelt über die Zahl ungsunfähi gkeit ei ni ger
Länder − unter anderem Argenti nien − diskutierte, geriet
das Thema bei der Frühjahrstagung des I nternati onalen
Währungsfonds (I WF) und der Weltbank wegen des Irak−
Krieges i n den Hi ntergrund. Zudem haben die USA, die
mit 17 Prozent der Sti mmen i m I WF über ei n Vetorecht
verfügen, wenig I nteresse an ei neminternati onalen I nsol-
venzrecht, wie es unter anderem die deutschen Grünen
noch vor der Tagung forderten. Die Macht der Banken
würde durch ei n solches Konkursgericht beschnitten. Da-
gegen treten die USAfür so genannte Mehrheitsklausel n
ei n, um Umschul dungsverhandl ungen zu beschleuni gen.
Die Ei nrichtung ei nes I nsolvenzmechanismus sei derzeit
nicht machbar, verkündete der I WF−Fi nanzausschuss.
Nur mit Detailfragen wie der Transparenz bei Umschul-
dungsverhandl ungen wolle man sich weiter beschäfti gen,
hieß es. Der Kommentar der Kampagne Erlassjahr. de da-
zu: "Der große Wurf ist vomTisch."

Arcelor, die Zweite
Die am Dienstag den Gewerkschaften gegenüber be-
stäti gte Entschlossenheit des Arcelor−Konzerns, unter an-
deremzwei Stahl werke i n Lüttich zu schließen und damit
1. 700 Arbeitsplätze abzuschaffen, stößt auf i mmer stär-
kere Gegenwehr der Betroffenen. Mehrere Hundert Stahl-
kocher machten am gestri gen Donnerstag i m Luxembur-
ger Bahnhofsviertel i hrem Ärger Luft. Während das ehe-
mali ge Arbed−Gebäude, das jetzt den Kopf des weltweit
operierenden Arcel or−Konzerns beherbergt, von ei ner
martialisch auftretenden und mit Wasserwerfern ausge-
rüsteten Polizei geschützt wurde, ließen sich ei ni ge De-
monstranten an Schaufenstern, Bushäuschen, Telefonka-
bi nen, Straßenlampen und Bl umentöpfen aus. Sogar ei n
Fahrrad fl og den Sicherheitskräften entgegen, die nach
14 Uhr dem Ganzen ei n vorläufi ges Ende bereiten wollten
und die Demonstranten durch die Avenue de la Li berté i n
Richtung Bahnhof und Hollerich wegdrängten. Die Sti m-
mung kippte, als DemonstrantI nnen begannen, den "Rou-
segäertchen" gegenüber der Arbed zu bevölkern. Obwohl
i n großer Zahl anwesend, wurden die Sicherheitskräfte
nervös, da sie DemonstrantI nnen nur aus der Richtung
Bahnhof erwartet hatten. Von der Sparkassenfiliale aus
wurde der Park aufgerollt. Dabei kam Pfefferspray zum
Einsatz, der Park wurdeteil weise verwüstet. Auch Schau-
l usti ge und friedlich Demonstrierende wurden zu Boden
geworfen. Es kamzu Verhaftungen, wobei die Zielsicher-
heit ei ngeschränkt schien: Die Beamten ergriffen unter
anderem den parlamentarischen Mitarbeiter des Abge-
ordneten von "Déi Lénk" als mutmaßlichen Anstifter, lie-
ßen i hn aber nach zwei Stunden wieder auf freien Fuß.
Am25. April ist Arcelor−Jahresversammlung, ebenfalls i n
Luxemburg. Dann dürfte die Zahl der DemonstrantI nnen
noch erheblich höher sei n als diesmal.

JSL: "Deine Meinung stört!"
"Aufgrund dieses Gesetzes müssten jene jungen Leute,
die ei ne Mei nung haben, damit rechnen, durch die Teil-
nahme an ei ner Demo ihre berufliche Zukunft aufs Spiel
zu setzen", warnte Yves Cruchten bei der Vorstell ung der
"Ton opi ni on dérange le gouvernement!"−Kampagne der
Jeunesses socialistes (JSL). Auch die Jusos sprechen
sich gegen die "Lex Greenpeace" aus, die i m Namen des
Eigentumsschutzes Blockaden und ähnliche Aktionen als
Verbrechen ei nstuft. Die Regierung träume von ei ner Ge-
sellschaft, "i n der kei ner den Mund aufmacht und jeder
sich brav mit dem zufrieden gi bt, was er vorgesetzt be-
kommt", mei nt Yves Cruchten, Sekretär der JSL. Anders
als OGBL und LSAPlegen die Jusos klar den Hauptakzent
i hrer Kritik auf die Vertei di gung der Grundrechte und
nicht auf die Bewahrung des Streikrechtes. "Dieses Ge-
setzprojekt darf nicht umgesetzt werden", so Yves Cruch-
ten gegenüber der woxx. "Sollte das doch passieren, so
werden wir Druck machen, damit die LSAP sich vor den
Wahlen engagiert, das Gesetz abzuändern." Mehr I nfor-
mation zur Plakatakti on und zur Petiti on der JSL unter
www.jsl.l u
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Viele Augensehen mehr

Polizei in Aktion: Behelmte Beamte nehmenin der Avenue dela
Liberté einen Arcelor-Demonstrantenfest. (Foto: woxx)


